
 

Stadtverordnetenversammlung 
Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und 
Gleichstellung 
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 Kassel, 14. Juni 2011 
 

Beschlussempfehlung 
an die Stadtverordnetenversammlung 

 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 
(Verwaltungskostensatzung) der Stadt Kassel vom 13.11.1995 in der Fassung der Fünften 
Änderung vom 19.05.2008 (Sechste Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.85 - 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Kortmann 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Erhebung von Verwaltungskosten (Verwaltungskostensatzung) der Stadt Kassel vom 
13.11.1995 in der Fassung der Fünften Änderung vom 19.05.2008 (Sechste Änderung) in 
der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Verwaltungskostensatzung wird in Abschnitt II. Ziffer 5 „Amtshandlungen aufgrund des 
Umweltinformationsgesetzes“ wie folgt geändert: 
 
„Gebühren und Auslagen nach Maßgabe des § 11 Hessisches Umweltinformationsgesetz 
(HUIG) vom 14.12.2006 werden nach Abschnitt I. (Allgemeine Verwaltungskosten) des 
Kostenverzeichnisses erhoben“. 

 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: SPD. B90/Grüne 
Ablehnung: Kasseler Linke 
Enthaltung: CDU 
Abwesend: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion zum Antrag des Magistrats  
betr. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 
(Verwaltungskostensatzung) der Stadt Kassel vom 13.11.1995 in der Fassung der 
Fünften Änderung vom 19.05.2008 (Sechste Änderung), 101.17.85, wird 
zugestimmt. 
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 Durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderter Antrag des Magistrats 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
geänderte Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 
(Verwaltungskostensatzung) der Stadt Kassel vom 13.11.1995 in der Fassung der Fünften 
Änderung vom 19.05.2008 (Sechste Änderung) in der aus der Anlage zu dieser Vorlage 
ersichtlichen und in der im Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und 
Gleichstellung am 14.06.2011 erarbeiteten Fassung.“ 

 
 
Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne 
Ablehnung: Kasseler Linke 
Enthaltung: CDU 
Abwesend: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem durch Änderungsantrag der SPD-Fraktion geänderten Antrag des Magistrats 
betr. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten 
(Verwaltungskostensatzung) der Stadt Kassel vom 13.11.1995 in der Fassung der 
Fünften Änderung vom 19.05.2008 (Sechste Änderung), 101.17.85, wird 
zugestimmt. 

 
 
 
 
 
gez. 
Stefan Kortmann Andrea Turski 
Vorsitzender  Schriftführerin 




